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Fiskalischer Föderalismus als Mittel friedlicher Integration –
das Beispiel Bosnien und Herzegowina

Prof. Dr. Hans-Georg Petersen
Universität Potsdam und DIW Berlin

Einleitung: Zur gesellschaftlichen Lage

Bei der Staatenbildung in der Folge der französischen Revolution spielten zunehmend die
ethnischen Wurzeln und die Zugehörigkeit zu einer kulturellen Tradition1 die bestimmende
Rolle, während in den Jahrhunderten zuvor insbesondere die feudalen Herrschaftsverhältnisse
und die Verwandtschaft der Fürstenhäuser die politische Landkarte Europas prägten.2 Die
Idee einer starken Nation, die im zunehmend globalisierten machtpolitischen Wettbewerb
bestehen kann, hat sowohl intranational integrative Kräfte freigesetzt3 als auch auf der inter-
nationalen Ebene schreckliche Auseinandersetzungen heraufbeschworen. Neben den ethni-
schen Integrationselementen wirkten aber immer andere gesellschaftliche und politische Inte-
grationsfaktoren, die oft auch die ethnischen Grenzen weit hinter sich gelassen haben. Histo-
risch sind hier die verschiedenen Weltreligionen zu nennen, insbesondere natürlich der Islam,
der auch den frühen Entwurf einer Staatsordnung, die Scharia, umfasste. Vor allem im 20.
Jahrhundert trat als weiteres Element der politischen Integration die Ideologie hinzu, die dann
im Antagonismus von Sozialismus und Kapitalismus für etliche Dekaden die Welt in zwei
große Blöcke teilte. Die Frage der Staatsverfassung, vor allem im Sinne eines demokratischen
Rechtsstaats, der die wesentlichen Menschenrechte sichert und auch seinen eigenen Bürgern
ein angemessenes materielles Leben und permanente politische Partizipation garantiert (offe-
ne Gesellschaft4), wurde nach dem II. Weltkrieg zu einer integrierenden Kraft, was treffend
Ausdruck im von Habermas geprägten Begriff des Verfassungspatriotismus gefunden hat.

Nation, Religion, Ideologie und Verfassung waren zumindest über Dekaden hinweg der aus-
reichende „Kitt“, der Regionen vereinigte und diese zu einem gemeinsamen Wirtschaftsraum
zusammenschweißte. Die Vorteile der ökonomischen Integration unterstützen die politischen
und kulturellen Integrationsinstrumente: Lokale und regionale Arbeitsteilung und Spezialisie-
rung, die sich im Kapitalismus überwiegend über Märkte,5 im Sozialismus überwiegend über
zentrale Planung und den Einsatz des politischen Machtapparats (Stalinismus) vollzogen,
führten zu einer beschleunigen Industrialisierung und erheblichem wirtschaftlichen Wachs-
tum. Während die demokratischen Industriestaaten, basierend auf mehr oder weniger homo-
genen Ethnien oder aber alt bewährten Verfassungen, diese Wachstumserfolge bis in die Ge-
genwart hinein aufrecht erhalten konnten, brach der Sozialismus in dem Moment zusammen,
als zum einen die Bereitschaft zum permanenten Einsatz repressiver politischer Mittel nach-
ließ und zum anderen sich die Unfähigkeit des planwirtschaftlichen Systems zu einer rationa-
len Reinvestition erwies. Die einseitige Förderung des industriell-militärischen Komplexes
gegenüber der Konsumgüterindustrie sowie die völlig Vernachlässigung der Dienstleistungen

                                                
1 Vgl. Schwan (2002, S. 24).
2 Vgl. Petersen/Hüther (1987).
3 Vgl. Sloterdijk (2002, S. 10).
4 Zu Einzelheiten vgl. Petersen (1993).
5 Vgl. zu den Kooperations- und Integrationsvorteilen Petersen (2003).
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brachte schließlich die eigenen Bevölkerungen in einen Interessengegensatz zu den sozialisti-
schen Staatsgebilden, sodass ihr Zusammenbruch letztlich eine Frage der Zeit blieb.

Während die meisten ehemaligen Satellitenstaaten der Sowjetunion in Mittel- und Osteuropa
an ihr demokratisches und nationales Vorkriegserbe anknüpfen konnten, zerfiel die durch im
wesentlichen ideologische Klammern und machtpolitisches Kalkül geschaffene Sowjetunion
in zahlreiche Nachfolgestaaten,6 die sich auch auf ethnische oder religiöse Gemeinsamkeiten
berufen. Innerhalb einzelner Länder, aber auch zwischen den Mitgliedern der Gemeinschaft
Unabhängiger Staaten (GUS) sind zahlreiche ethnische und religiöse Konflikte ausgebrochen,
die eine zunehmende Desintegration zur Folge haben und die ökonomische Situation ihrer
ohnehin durch die Transformation gebeutelten Bevölkerungen weiter verschlechtern.

Noch mit weitaus schlimmeren Folgen vollzog sich die Auflösung Jugoslawiens, in dem sich
nach dem ersten Weltkrieg die slawischen Völker des Balkans zusammengeschlossen hatten.
Trotz der gemeinsamen slawischen Wurzeln gerieten diese Völker in der Folge verschiedener
Fremdherrschaften über den Balkanraum unter den Einfluss unterschiedlicher Weltreligionen.
So wurden die westlichen Völker (Slowenen, Kroaten, Bosniaken und Herzegowiner) römisch
katholisch, während sich die östlichen (Serben, Montenegriner und Mazedonen)  dem ortho-
doxen Glauben zuwandten. Unter der osmanischen Herrschaft (1463 – 1878) konvertierten
die Bosniaken allmählich zum Islam, sodass auf dem Gebiet des heutigen Bosnien und Her-
zegowina (BuH) nicht nur drei unterschiedliche slawische Völker, sonder vor allem drei
Weltreligionen aufeinander trafen. Nachdem die sozialistischen Ideen – verbunden mit Titos
Illusion von einem „dritten Weg“ – ihre Bindungskraft verloren hatten, entluden sich die eth-
nischen und religiösen Ressentiments in blutigen Sezessionskriegen. Während noch 1989/90
das Selbstbestimmungsrecht der Völker im Zusammenhang mit der deutschen Wiedervereini-
gung seine integrative Kraft unter Beweis gestellt hatte, führte es in der folgenden Dekade im
ehemaligen Jugoslawien zum völligen Verfall der staatlichen Ordnung, ja zu einem Rückfall
in den Naturzustand des Krieges aller gegen alle (Hobbes).7

Dabei spielten sich die militärischen Auseinandersetzungen in besonders brutaler Form und
mit extrem langer Dauer (1992 bis 1995) auf dem Gebiet Bosnien und Herzegowina ab, in
dem unter dem Tito-Regime die Volksgruppen von Serben, Kroaten und Bosniaken über De-
kaden friedlich zusammengelebt hatten, ohne dass allerdings die ethnischen und religiösen
Unterschiede jemals völlig verwischt worden wären.8 Die Zielsetzung der kriegerischen Aus-
einandersetzungen lag zunächst auf serbischer, aber später auch auf gegnerischer Seite vor
allem in der Schaffung homogener Siedlungsgebiete – eine Strategie, die mit dem unseligen
Schlagwort der „ethnischen Säuberung“ belegt wurde. Hunderttausende von Menschen wur-
den vertrieben, ihr Sachvermögen geraubt oder zerstört, wobei die schlimmsten Auseinander-
setzungen oft auf der ehemals nachbarschaftlichen Ebene erfolgten, sodass große Teile der
Bevölkerungen in den Nachfolgestaaten noch heute traumatisiert sind.

Die lange Phase der politischen, wirtschaftlichen und auch menschlichen Desintegration
konnte erst durch das Eingreifen der internationalen Gemeinschaft mit der Implementation
Force (IFOR) gestoppt werden; in den Friedensverhandlungen von Dayton am Jahresende
                                                
6 So hält beispielsweise Straubhaar (2001) die Sowjetunion und Jugoslawien für „osteuropäische Kunst-

staaten“.
7 Zur Beschreibung des Naturzustands vgl. Petersen/Müller (1999, S. 10 ff.).
8 So bezeichneten sich im Zensus des Jahres 1981 im vormaligen Jugoslawien 36,3 % als Serben, 19,7 % als

Kroaten und 8,9 % als Muslime (Bosniaken), um die in BuH wichtigsten Volksgruppen zu nennen; nur 5,4
% der Bevölkerung bezeichneten sich als Jugoslawen. Vgl. hierzu die Karte „Former Yugoslavia“ unter
http://www.lib.utexas.edu/maps/europe/yugoslav.jpg (08.09.2002).
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1995 wurden dann die ersten Grundlagen für eine Reintegration der Region BuH formuliert,
wo aufgrund der durch den Krieg geschaffenen Fakten nunmehr zwei Staatengebilde, die Fö-
deration Bosnien und Herzegowina (Föderation BuH aus Bosniaken und Kroaten) sowie die
Republika Srpska (RS) als weitgehend homogenes ethnisches Gebiet, existieren. Um einen
weiteren kleinstaatlichen Zerfall der Region zu stoppen, aber gleichzeitig das noch unter Mi-
losevic-Herrschaft stehende Rest-Jugoslawien nicht zu stärken, wurde mit der Dayton-
Verfassung9 eine gemeinsame zentralstaatliche Ebene errichtet: der Staat „Bosnien und Her-
zegowina“. Damit waren die aller notwendigsten staatsrechtlichen Voraussetzungen gegeben,
um wieder an eine gemeinsame und friedliche gesellschaftliche wie wirtschaftliche Entwick-
lung denken zu können. Bis die Mehrzahl der unzähligen Flüchtlinge repatriiert war, sind al-
lerdings noch Jahre vergangen. Und bis in die jüngste Zeit hinein ist es nicht möglich gewe-
sen, die aufgerissenen seelischen Wunden auch nur einigermaßen zu kurieren.

Dayton und die staatlichen Strukturen

Mit dem „The General Framework Agreement for Peace in Bosnia Herzegovina“ (GFAP)
wurden neue staatliche Strukturen für die Region BuH geschaffen.10 Vor allem auf Druck der
internationalen Gemeinschaft richtete man eine bundesstaatliche Ebene ein, um in der Region
die Existenz eines einheitlichen Wirtschaftsraum zu sichern. Das soll sich u.a. auch in einer
weitestgehend einheitlichen Gesetzgebung ausdrücken, die vor allem ein „europataugliches“
Wirtschafts- und Steuerrecht umfassen soll. Dabei kann dieser neue Föderalstaat nur sehr in-
direkt an überkommenen regionale Strukturen anknüpfen, zumal die beiden Mitgliedstaaten
(Föderation BuH und RS) ihre Eigenständigkeit erst als Folge der kriegerischen Auseinander-
setzungen entwickelt haben. Aufgrund des Kriegszustands war es darüber hinaus nicht mög-
lich, die notwendigen politischen und wirtschaftlichen Reformen einzuleiten. Damit hat sich
der Transformationsprozess, der in vielen mittel- und osteuropäischen Staaten unmittelbar
nach der Wende 1989/90 einsetzte, in BuH, aber auch in Rest-Jugoslawien (Serbien und
Montenegro) um mehr als eine Dekade verzögert. Somit sind noch beinahe alle sozialisti-
schen Systemelemente erhalten, was natürlich eine erhebliche Bremswirkung auf die wirt-
schaftliche Entwicklung ausübt. Hinzu kommen die heute noch unübersehbaren Zerstörungen
des Krieges, in dessen Folge nicht nur das Volksvermögen weitgehend vernichtet worden ist,
sondern aufgrund eines über zehnjährigen Produktionsstillstands haben auch die meisten Un-
ternehmen ihre angestammten Märkte verloren. In BuH kumulieren sich also die materiellen
wie immateriellen Problemlagen, sodass das Land ohne nachhaltige internationale Hilfe noch
auf lange Sicht nicht in der Lage sein dürfte, in eine eigenständige gesellschaftliche und wirt-
schaftliche Entwicklung eintreten zu können.

Darüber hinaus sind die derzeitigen staatlichen Strukturen im Wesentlichen auch dadurch
bestimmt, was in der relativ kurzen Verhandlungsphase von Dayton überhaupt einvernehm-
lich in ein Friedensvertragswerk umsetzbar gewesen ist, zumal die ehemaligen Kriegsgegner
kein Interesse an weitgehenden Gemeinsamkeiten zeigten. Vor allem zwei Problembereiche
bereiten auch heute noch erhebliche Sorgen: Zum einen ist die im Annex 4 des GFAP aufge-
führte Verfassung des Staates BuH in vielen Teilen wenig konkret gehalten, sodass hier im-
mer dringlicher wird, über föderalstaatliche Institutionen das Zusammenspiel der verschiede-

                                                
9 Der Verfassungstext ist unter http://www.fbihvlada.gov.ba/engleski/bosna/index.html (08.09.2002) abruf-

bar.
10 Unter http://www.ohr.int/dpa/default.asp?content_id=380 (08.09.2002) ist der Text des Abkommens ein-

schließlich seiner Anhänge zu finden.
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nen gebietskörperschaftlichen Ebenen zu regeln,11 die sich seit dem Ende des Krieges mehr
oder weniger verselbständigt haben. Zum anderen sind die Grenz- und Verwaltungszustän-
digkeitsfragen, die größtenteils im Annex 2 („Inter Entity Boundary Line“) des GFAP gere-
gelt sind, in Dayton nicht endgültig gelöst worden, sodass in den folgenden Verhandlungen
eine weitere quasi-autonome Region entstanden ist: der Distrikt Brcko.

Ein zentraler Bestandteil eines jeden Verfassungswerkes ist die Regelung der staatlichen Auf-
gabenverteilung auf die verschiedenen gebietskörperschaftlichen Ebenen sowie die entspre-
chende Verteilung der notwendigen finanziellen Mittel zur Erfüllung dieser staatlichen Auf-
gaben (Einnahmenverteilung, insbesondere Steuerverteilung). Diese sogenannte Finanzver-
fassung, die im deutschen Grundgesetz ca. 45 Artikel umfasst,12 regelt vor allem die Gesetz-
gebungshoheiten, aber auch Aufgaben- und Verwaltungshoheiten wie Steueraufkommens-
und Steuerverwaltungshoheit. Im föderalstaatlichen Ansatz werden diese Hoheiten teilweise
bis gänzlich von den untergeordneten Gebietskörperschaften wahrgenommen.

Während die deutsche Finanzverfassung also ein komplexes Regelungsgeflecht im Rahmen
des Grundgesetzes darstellt, wird die Finanzverfassung des Staates BuH im Artikel VIII der
BuH-Verfassung geregelt.13 Dabei ist der 3. Absatz entscheidend: Die Föderation (Föderation
BuH) soll zwei Drittel und die Republika Srpska ein Drittel der im Budget benötigten Ein-
nahmen beitragen, ausgenommen wenn Einnahmen erzielt werden, die durch die Parlamenta-
rische Versammlung (des Staats BuH) zu spezifizieren sind. M.a.W. ist damit der Staat BuH
von Beitragszahlungen der beiden Länder Föderation BuH und RS abhängig und verfügt nur
über sehr geringe eigene Einnahmequellen (zur Zeit im Wesentlichen einige Gebühren, insbe-
sondere die Passgebühren). Wie im zweiten Deutschen Reich nach 1871 ist damit der Bun-
desstaat gleichermaßen der Kostgänger seiner Gliedstaaten.14 Die Steuergesetzgebungshohei-
ten inklusive der Steueraufkommenshoheiten liegen also faktisch bei den Gliedstaaten, deren
politischer Einfluss damit sehr stark ist, was auf eine extreme Dezentralisierung der politi-
schen Macht hinweist. Ob dem Staat BuH überhaupt eine Gesetzgebungskompetenz zusteht,
war und ist noch umstritten. Allerdings hat im Dezember 2001 eine Mitarbeiterin des Office
of the High Representatives (OHR)15 darauf hingewiesen, dass die Verfassung durchaus im
Sinne einer steuerlichen Gesetzgebungshoheit auf der zentralstaatlichen Ebene interpretiert
werden kann, zumindest was den Bereich einer noch einzuführenden Mehrwertsteuer be-
trifft.16 Da die neue Mehrwertsteuer an die Stelle des sozialistischen Umsatzsteuersystems mit
                                                
11 Zur Grundproblematik vgl. Peffekoven (1980 und 1982). Darüber hinaus hat sich der Verfasser immer

wieder zu aktuellen Fragen des Finanzausgleichs in zahllosen folgenden Artikel geäußert; siehe unter
http://wiwi.uni-mainz.de/vwl/peffekoven/pfpl.htm (09.09.2002).

12 Dazu zählen die Artikel 23, 28, 30 f., 37, 70 – 91, 91a und 91b, sowie 104a – 115. Die aktuelle Fassung des
Grundgesetzes ist zu finden unter http://www.bundesregierung.de/Gesetze/-,4222/Grundgesetz.htm
(08.09.2002).

13 Der „Artikel VIII: Finanzen“ lautet wie folgt: „The Parliamentary Assembly shall each year, on the pro-
posal of the Presidency, adopt a budget covering the expenditures required to carry out the responsibilities
of institutions of Bosnia and Herzegovina and the international obligations of Bosnia and Herzegovina. 2. If
no such budget is adopted in due time, the budget for the previous year shall be used on a provisional basis.
3. The Federation shall provide two-thirds, and the Republika Srpska one-third, of the revenues required by
the budget, except insofar as revenues are raised as specified by the Parliamentary Assembly”. Siehe unter
http://www.fbihvlada.gov.ba/engleski/bosna/index.html (08.09.2002).

14 Vgl. dazu die Darstellungen bei Kolms (1982).
15 Der High Representative (zur Zeit der Brite Lord Ashdown) übt eine zivile Aufsicht über die staatlichen

Institutionen BuHs aus. Zu seiner Rolle vergleiche im Einzelnen http://www.ohr.int/ohr-info/gen-info/
(08.09.2002).

16 Vgl. Statement von Mechthild Lauth, Vertreterin des OHR, auf einem Mehrwertsteuerseminar der GTZ für
politische Führungskräfte in BuH am 14. Dezember 2001 in Sarajewo.
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hoch differenzierten Einzelsteuersätzen treten muss, sind dann natürlich auch die Kompeten-
zen der übrigen Gebietskörperschaftsebenen tangiert, sodass Abstimmungsprozesse als unab-
dingbar erscheinen.17

Aber nicht nur die unklare verfassungsrechtliche Situation, die natürlich andererseits auch ein
Höchstmaß an Flexibilität bietet, bereitet Probleme. Vor allem die Grenzziehung zwischen
der Föderation BuH und der RS (Inter Entity Boundary Line, siehe Abbildung 1) ist hoch
kompliziert und dürfte zukünftig eine vernünftige Raumordnungspolitik erheblich erschwe-
ren. Zudem ist die lange Außengrenze, die BuH von den ehemaligen jugoslawischen Teilre-
publiken Kroatien, Serbien und Montenegro abgrenzt, praktisch kaum kontrollierbar; vor al-
lem noch existierende verwandtschaftliche Bande erschweren hier die notwendige Abgren-
zung, sodass die Zollverwaltung nur rudimentär funktioniert. Eine mangelnde Grenzkontrolle
gefährdet zum anderen die Bemessungsgrundlagen der indirekten Steuern über Schmuggel
und andere kriminelle Aktivitäten, in die kürzlich sogar die politischen Führungsebenen der
Föderation BuH und der RS verwickelt waren.18

Darüber hinaus haben sich die ehemals verfeindeten Gruppen in Dayton nicht über das Gebiet
um die Stadt Brcko einigen können. Während – wie bereits erwähnt – die RS als homogenes
Siedlungsgebiet beinahe ausschließlich von Serben bewohnt wird, ist der Distrikt Brcko mit
knapp 90.000 Einwohnern ein Gebiet, in dem heute wieder Bosniaken, Kroaten und Serben in
multiethnischer Gemeinschaft leben. Dieses Gebiet liegt im Nordosten von BuH und grenzt
an Kroatien (siehe Abbildung 1). Es verbindet auf der einen Seite den nördlichen mit dem
südlichen Teil der RS und bildet zugleich eine Landbrücke zu dem Kanton Posavina, der von
Kroaten bewohnt ist und zur Föderation BuH gehört. Da dieser Korridor als wichtiges Tran-
sitgebiet galt, konnte man sich im Dayton-Abkommen auf keinen Status einigen. Erst im Jahr
1999 wurde gegen den erbitterten Widerstand der RS für den Brcko-Distrikt ein „condomini-
um“-Status vereinbart,19 sodass formal dieses Gebiet nun unter der gemeinsamen Verwaltung
der RS und Föderation BuH steht. Das führt zu zum Teil grotesken Auswirkungen derart, das
einige der öffentlich Bediensteten in Brcko in den Diensten der RS, andere in den Diensten
der Föderation BuH stehen; ähnlich sieht es mit deren Sozialversicherungsstatus aus. Faktisch
hat sich der Distrikt Brcko aber in seiner Gesetzgebung verselbständigt, was auch darin zum
Ausdruck kommt, dass es für Brcko ein eigenständiges OHR mit einem unabhängigen High
Representative gibt. Positiv hervorzuheben ist allerdings das multiethnische Beispiel und die
junge, gut ausgebildete Verwaltung des Distrikts; im regionalen Vergleich ist jedenfalls Brcko
das Gebiet mit der absolut größten Wirtschaftsdynamik, zumal in dem Distrikt mehr oder we-
niger zufällig zahlreiche Einnahmen aus dem Warenverkehr mit Kroatien und Serbien anfal-
len und auf dem Hoheitsgebiet auch der größte Schwarzmarkt des Balkans – Arizona genannt
– angesiedelt ist.

                                                
17 Beispielsweise fließt das heutige Umsatzsteueraufkommen in der Föderation BuH den Kantonen und Ge-

meinden zu, sodass bei einem Ersatz der Umsatzsteuer durch die Mehrwertsteuer unmittelbar die Frage der
Steuerverteilung berührt wird.

18 Vgl. http://www.ohr.int/ohr-dept/presso/pressr/default.asp?content_id=8935 (08.09.2002). So hat der neue
High Representative am 14 Juni 2002 den Finanzminister der Föderation BuH entlassen und ihm jegliche
weitere politische Aktivität verboten.

19 Zum Status des Distrikts Brcko siehe unter http://www.ohr.int/ohr-offices/brcko/ (08.09.2002).
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Abbildung 1: Die Entitäten und die „Inter Entity Boundary Line“ in BuH

Quelle: http://www.lib.utexas.edu/maps/europe/bosnia_herzegovina_pol97.jpg

In Abbildung 2 sind die staatlichen Strukturen von BuH nochmals im Überblick dargestellt.
Auf der Ebenen der Entitäten tritt neben die Föderation BuH und die RS noch der Distrikt
Brcko als faktisch autonome Region mit einer eigenen Gesetzgebungshoheit. Während die
Föderation BuH wiederum föderalstaatlich organisiert ist und sich aus zehn Kantonen zu-
sammensetzt, ist die RS im Wesentlichen zentralistisch ausgerichtet und in sieben Verwal-
tungsregionen eingeteilt. Die kommunalen Ebenen verfügen ebenfalls über Selbstverwal-
tungseinrichtungen, wobei hier wiederum die Finanzausstattung tradiert bzw. weitgehend ein
Zufallsprodukt von ad hoc Entscheidungen gewesen ist.20 Hinsichtlich der Föderation BuH
bleibt festzuhalten, das fünf der zehn Kantone überwiegend von Bosniaken bewohnt werden,
drei überwiegend kroatische Kantone existieren und zwei bosniakisch-kroatische Kantone
bestehen. Einer davon ist der Kanton Herzegovina-Neretva mit der Hauptstadt Mostar. Letzte-
re hat nicht nur durch seine weltberühmte, aber kriegszerstörte Brücke und Altstadt, sondern
auch durch die ethnisch geteilten Budgets eine gewisse traurige Berühmtheit erlangt.

                                                
20 Zum Status der Einnahmenverteilung vgl. Fox/Wallich (1997).
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Abbildung 2: Staatliche Strukturen in BuH

Der Komplexitätsgrad des politisch-administrativen Systems wird weiter dadurch erhöht, dass
auf der Ebene des Zentralstaats alle wichtigen politischen Ämter jeweils von einem Bosnia-
ken, Kroaten und Serben gemeinsam bekleidet werden, wobei der Vorsitz über die Legisla-
turperiode rotiert („tripartite solution“). Bei einer bisher zweijährigen Amtszeit bedeutet eine
solche Lösung, das der jeweilig vorsitzende Politiker nur jeweils acht Monate im Amt ist.
Abbildung 3 sind die politischen Strukturen und die Verwaltungsstrukturen der verschiedenen
Ebenen der BuH-Gebietskörperschaften im Überblick zu entnehmen.

Staat

Bosnien und Herzegowina

Republika
Srpska

District
Brcko

10 Kantone

1. Una-Sana*
2. Posavina**
3. Tuzla*
4. Zenica-Doboj*
5. Bosnia-Podrinje*
6. Central Bosnia***
7. Herzegovina-Nereteva***
8. West-Herzegovina**
9. Sarajevo*
10. Herzeg-Bosnia**

7 Regionen

1. Banja Luka
2. Doboj
3. Bijeljina
4. Vlasenica
5. Sokolac
6. Srbinje
7. Trebinje

gemeinsame
Verwaltung

Gemeinden faktisch
autonom

Gemeinden

* Bosnischer Kanton
** Kroatischer Kanton
*** Bosnisch-Kroatischer Kanton

Föderation
Bosnien

und
Herzegowina
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Abbildung 3: Politische Strukturen und Verwaltungsstrukturen in BuH

Quelle: http://www.ohr.int/ohr-info/charts/images/legislative-and-exec-bodies.gif

Repräsentantenhaus
42 Mitglieder

28 von der Föderation BuH
14 von der Republika Srpska

BuH Unterhaus
15 Delegierte

5 Bosniaken, 5 Kroat. Föderation,
5 von der RS Nationalversammlung

BuH Präsidentschaft
1 Bosniake, 1 Kroate gewählt von der
Föderation, 1 Serbe gewählt von der RS

rotierender Vorsitz

BuH Ministerrat
6 Minister

rotierender Vorsitz

Repräsentantenhaus
der Föderation BuH

Unterhaus der Föderation
80 Mitglieder

30 Bosniaken, 30 Kroaten, 20 andere
delegiert v. d. kantonalen Versammlung

RS National-
versammlung

83 Mitglieder

Regierung der
Föderation BuH Präsidentschaft

Föderation
Präsident und Vize-Präsident

1 Kroate, 1 Bosniake rotierend

RS Präsident-
schaft
Präsdent

Vize-Präsident

RS
Regierung

10 kantonale
Versammlungen

Gemeinde-
versammlung

Wähler der Föderation Bosnien und Herzegowina Wähler der Republika Srpska

Direktwahl Billigung Nominierung Delegierung

STAAT

Entitäten

Kantone
nur Föderation BuH

Gemeinden

Bestätigung beider
Kandidaten durch
das Unterhaus

Bosniaken/Kroaten
benennen je einen
Kandidaten

Gemeinde-
versammlung

140 Mitglieder
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Die „tripartite solution“ hat darüber hinaus auf der Ebene des Staates BuH auch die Zahl und
Struktur der Ministerien und des Ministerrats (Council of Ministers) beeinflusst. Bei sechs
Ministerien sind im Ministerrat also ständig zwei Bosniaken, Kroaten und Serben vertreten,
wobei auch der Vorsitz im Ministerrat alle acht Monate wechselt.21 Ähnlich sieht es auf der
Ebene der Präsidentschaft aus, wo sich drei Präsidenten aus den Volksgruppen ebenfalls im
Vorsitz abwechseln. Das komplexe Wahlsystem nebst der möglichen Billigungen, Nominie-
rungen und Delegierungen ist ebenfalls Abbildung 3 zu entnehmen. Auch wenn die „tripartite
solution“ nach den kriegerischen Auseinandersetzungen die einzige Möglichkeit gewesen ist,
über dieses System gegenseitiger „checks and balances“ überhaupt wieder ein gewisses
Grundvertrauen zu schaffen, bedeutet dies auf der anderen Seite aber eine nicht unerhebliche
Beeinträchtigung der Arbeitsfähigkeit auf der Ebene des Staates, wenn sich auch nur eine der
beteiligten ethnischen Gruppen als wenig kooperativ erweist. Dann werden auf dieser Ebene
sämtliche politischen Entscheidungen weitestgehend blockiert.

Ein kurzer Blick in die inhaltliche Ausgestaltung der Einzelbudgets der Ministerien beweist,
dass eine politische Aufgaben- und Programmplanung auf der Ebene des Staates praktisch
nicht existiert.22 Angesichts einer darüber hinaus nur sehr begrenzten Zahl unbelasteter und
fachlich kompetenter politischer Persönlichkeiten führt die „tripartite solution“ zum Teil auch
zu einer fragwürdigen Personalpolitik, sodass der politischen Beratung häufig noch die vorhe-
rige Schulung der politischen Entscheidungsträger vorausgehen muss. Darüber hinaus ist zu
vermerken, dass insbesondere eine der Entitäten ihren Zahlungsverpflichtungen gegenüber
dem Staat BuH nur sehr unvollkommen nachkommt. Folglich ist die zentralstaatliche Ebene
nur sehr bedingt politisch entscheidungsfähig.

Erste Ansatzpunkte einer Therapie

Wie bereits erwähnt kann im Staat BuH und seinen Entitäten nahezu an keiner Stelle mehr
oder weniger nahtlos an tradierte Institutionen angeknüpft werden, zumal die kriegerischen
Umwälzungen auch die personelle Basis der staatlichen Verwaltungen schwer getroffen ha-
ben. So war es zunächst erforderlich, die Gesamtverwaltung in die Hände des OHR zu legen,
bis dann schrittweise und unter intensiver Kontrolle des OHR Entscheidungsbefugnisse auf
die verschiedenen Gebietskörperschaften übertragen werden konnten. Parallel dazu haben
sich in BuH nach und nach alle bekannten staatlichen und halbstaatlichen nationalen wie in-
ternationale Hilfsorganisationen und NGOs niedergelassen, sodass die Hauptstadt Sarajewo
geradezu zu einem Marktplatz dieser Organisation geworden ist,23 insbesondere seitdem die
Bosnienhilfe nach dem Kosovo-Einsatz noch durch den Stabilitätspakt für den Balkan ergänzt
wurde.24 Dabei bleibt natürlich nicht aus, dass es in einer solchen Situation auch zu Tenden-
zen der Überförderung kommen kann, die dann den ohnehin vorhandenen Neigungen zu kor-
rupten Verhaltensweisen und schattenwirtschaftlichen Aktivitäten noch zusätzliche Nahrung
liefert. Neben den Symptomen einer gewissen finanziellen Überförderung zeigen sich aber
auf der personellen Ebene eher Anzeichen einer individuellen Überforderung, da ein be-
schränkter Personenkreis kompetenter lokaler Fachkräfte nun einen großen Teil seiner Ar-

                                                
21 Mit den Wahlen im September 2002 werden die Legislaturperioden auf eine Länge von vier Jahren umge-

stellt, sodass sich dann die Amtszeiten auf 16 Monate verlängern.
22 Vgl. http://www.fbihvlada.gov.ba/engleski/budzet_eng2001.htm (08.09.2002); dort ist beispielsweise das

Budget des Staates BuH 2001 zu finden.
23 Einen Eindruck von der Vielzahl der involvierten internationalen Organisationen liefern die auf der OHR-

Website angegebenen links; siehe unter http://www.ohr.int/rltd-sites.asp (08.09.2002).
24 Vgl. hierzu Welfens (2001).
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beitszeit für die Teilnahme an zum Teil sehr sinnvollen, aber zum Teil auch sehr zweifelhaf-
ten Schulungs- und Seminarveranstaltungen aufbringen muss. Da diese oft auch in einem ge-
wissen Wettbewerb der Förderorganisationen angeboten werden, ist es für die lokalen Fach-
kräfte zudem sehr schwierig, eine sinnvolle Auswahl zu treffen, zumal die politische Rele-
vanz solcher Veranstaltung sehr unterschiedlich ist.

Abgesehen von diesen generellen Problemen, die immer wieder bei internationalen Hilfsak-
tionen auftreten, aber aufgrund der nie da gewesenen Vielfalt der beteiligten Organisationen
auf dem Balkan dennoch eine besondere Qualität haben,25 standen in der ersten Phase des
Wiederaufbaus und der Reorganisation der Verwaltungen die Fragen einer rein technischen
Zusammenarbeit (TZ) im Vordergrund. In diesem Zusammenhang wurde auch die Deutsche
Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) GmbH tätig, die vor allem im Bereich
der kommunalen Daseinsvorsorge (Wasser-, Strom- und Gasversorgung) sowie im Brücken-
und Straßenbau eine wesentliche Wiederaufbauhilfe geleistet hat.26 Daneben wurde auch bei
der Rekonstruktion des Eisenbahnwesens wie bei der Reintegration von Flüchtlingen gehol-
fen. In der zweiten Unterstützungsphase traten dann wirtschaftspolitische Beratungsaufgaben
in den Vordergrund, beispielsweise bei der Schaffung eines einheitlichen Wirtschafts- und
Insolvenzrechts und der Organisation des Privatisierungsprozesses. Seit Beginn des Jahres
2001 hat die GTZ auch die Begutachtung und Beratung im Zusammenhang mit der Reform
der direkten Steuern in BuH übernommen.

Das bisherige System der direkten Besteuerung stammt noch aus der Zeit des Sozialismus;
neben einer proportionalen Lohnsummensteuer ohne jegliche Freibeträge existiert ein unab-
hängiges Gewinnsteuersystem, das nach Unternehmensform und -größe differenziert ist. Zur
Verwirklichung eines einheitlichen Wirtschaftsraumes ist es erklärtes Ziel der internationalen
Gemeinschaft und des OHR, ein einheitliches Steuerrecht für ganz BuH zu schaffen, wobei
zugleich die Kompatibilität zum europäischen Recht zu gewährleisten ist, damit einem zu-
künftigen Beitritt zur Europäischen Union keine Hürden in den Weg gestellt werden. Grund-
sätzlich wurde die Entscheidung getroffen, ein modernes und einfaches Einkommensteuersy-
stem auf der Ebene der Entitäten zu verankern, wobei diese Steuer zu einer tragenden Säule
der Finanzierung auch der untergeordneten Gebietskörperschaften ausgebaut werden soll. An
den ersten, einführenden Seminaren waren die Vertreter der Entitäten – Föderation BuH, RS
und des Distrikts Brcko – beteiligt. Nachdem in gemeinsamer Diskussion bis zum Herbst
2001 der Gesetzentwurf „Einfachsteuer“ entwickelt worden war,27 haben die Vertreter der RS
parallel ein eigenes Reformpaket erarbeitet, dass dann auch der regionalen Presse und damit
der Öffentlichkeit vorgestellt wurde. Daraufhin konzentrierte sich die Kooperation auf die
Föderation BuH und den Distrikt Brcko. Im Frühjahr 2002 konnte dann unter Zuhilfenahme
eines Mikrosimulationsmodells die mögliche Freibetrags- und Tarifstruktur abgeschätzt sowie
die alternativen Steueraufkommen berechnet werden. Die Gesetzentwürfe sollen dann nach
den Wahlen im September 2002 dem Repräsentantenhaus der Föderation BuH und dem Mu-
nicipal Council in Brcko vorgelegt werden.

Da das moderne Einfachsteuersystem in der Föderation BuH die alten Lohnsummen- und
Gewinnsteuern ersetzt, deren Aufkommen zur Zeit zum weitaus überwiegenden Teil an die

                                                
25 Vgl. hierzu auch Welfens (2001).
26 Unter http://www.gtz.de/themen/ebene3.asp?ProjectId=147&spr=1&Thema=12 (08.09.2002) findet sich

eine knappe Aufgabenbeschreibung.
27 Vgl. Rose (2002) und unter http://www.einfachsteuer.de/idee/download/Konzept.pdf (08.09.2002). Zu einer

Kurzfassung der wesentlichen Komponenten des Gesetzentwurfs „Einfachsteuer“ für Deutschland vgl. Pe-
tersen (2002).
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Kantone fließen, zum Teil aber von diesen auch an die Kommunen weitergegeben werden,
berührt die Einkommensteuerreform unmittelbar die Steuerverteilung innerhalb der Entität.
Dabei ist auch die Verfassung der Föderation BuH nicht so eindeutig geregelt, dass die Ge-
setzgebungs- und Steueraufkommenshoheiten als geklärt gelten könnten. So zeichneten sich
bereits bei der Diskussion der aufkommensmäßigen Konsequenzen der Einkommensteuerre-
form mit den kantonalen Vertretern erhebliche Auseinandersetzungspotentiale ab, die zusätz-
liche Regelungen hinsichtlich der Verteilung des Steueraufkommens auf die Gebietskörper-
schaftsebenen in der Föderation BuH beinhalten. Erste Steuerverteilungsmodelle, bei denen
weitgehend ein Trennsystem mit einer beschränkten Autonomie über kantonale Steuersätze
zugrunde gelegt wurde, konnten bereits mit dem Mikrosimulationsmodell überprüft werden.

Schon die Einkommensteuerreform, aber noch vielmehr die Einführung eines europataugli-
chen Mehrwertsteuersystems wird einen zusätzlichen Koordinierungsbedarf auslösen, zumal
die MWSt an die Stelle des sozialistischen Umsatzsteuersystems zu treten hat, dessen Auf-
kommen heute ebenfalls den Kantonen bzw. Kommunen zusteht. Vordringlich muss also ein
gesamtstaatliches „Treasury Coordination Committee“ eingesetzt werden, in denen Vertreter
der Zentralregierung, der Entitäten und ihre untergeordneten Gebietskörperschaften das
dringliche Problem der Einnahmenverteilung regeln. Darüber hinaus treten zunehmend Fra-
gen einer mittelfristigen Koordinierung der Haushalts- und Finanzpolitik auf, die ebenfalls ei-
ner baldigen Lösung bedürfen. Auch wenn aus derzeitiger Sicht nur ein weitgehendes Trenn-
system in Frage kommen kann, verbleiben dennoch gewichtige Problemstellungen, die nur im
Konsens der Gebietskörperschaften gelöst werden können. Dabei ist die rechtzeitige Parti-
zipation der untergeordneten Ebenen der Gebietskörperschaften vordringlich, damit das Ge-
fühl, einem altbekannten Kommandosystem ausgeliefert zu sein, überwunden und regionale
und lokale politische Verantwortlichkeit hergestellt wird.

Die von der GTZ organisierten Diskussionsveranstaltungen haben von vornherein den Ansatz
verfolgt, alle föderalen Vertreter an diesen Diskussionen zu beteiligen, die gemeinsamen
Entwürfe transparent zu machen und auf die Wünsche der beteiligten Repräsentanten einzu-
gehen. Damit konnte in relativ kurzer Zeit eine intensive und partnerschaftliche Zusammenar-
beit realisiert werden, die eine gute Voraussetzung für die weiteren parlamentarischen Bera-
tungen bildet, sodass einer Einführung des Einkommensteuergesetzes zum kommenden Haus-
haltsjahr gute Chancen eingeräumt werden können. Natürlich ist aus der Sicht der Theorie des
fiskalischen Föderalismus anzumerken, dass vor Fragen der Steuerverteilung rationaler Weise
die Fragen einer vernünftigen Aufgabenverteilung auf die gebietskörperschaftlichen Ebenen
zu regeln wäre. In der Praxis der Systemtransformation wäre das allerdings ein beinahe hoff-
nungsloses Unterfangen, weil dann neben der notwendigen Reform des Steuersystems auch
eine neue Verwaltungszuordnung notwendig wäre, die bei dem nur beschränkt vorhandenen
qualifizierten Humankapital vor allem die im öffentlichen Dienst beschäftigten Mitarbeiter
wohl hoffnungslos überfordern würde. Nicht zuletzt deshalb sind die Widerstände aus der
Verwaltung gegen neue Aufgabenverteilungen so stark, dass derartige Änderungen erst dann
vorgenommen werden können, wenn das neue Wirtschafts- und Politiksystem wieder ein aus-
reichendes Maß an Vertrauen gewonnen hat. So wird das theoretisch Wünschbare auch in der
finanzpolitischen Beratung von den praktischen Notwendigkeiten bzw. politischen Möglich-
keiten dominiert.
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Langfristiges Engagement

Die Neuordnung des Steuersystems, aber auch die Einführung moderner Finanzplanungsin-
strumente sowie die notwendigen Restrukturierung der öffentlichen Verwaltung sind Re-
formmaßnahmen, die noch eines langen Zeithorizonts bedürfen. Dabei nimmt die Unruhe in-
nerhalb der internationalen Gemeinschaft bereits heute zu, da viele Maßnahmen der finan-
ziellen Unterstützung nicht wirklich gefruchtet haben und die Mittel in dunklen Kanälen ver-
schwunden sind – was häufig bei der Finanzierungszusammenarbeit (FZ) im Entwicklungs-
und Transformationskontext beobachtet werden konnte. Natürlich ist die Korruption auch im
Staat BuH ein ganz gravierendes Problem, das vordringlich gelöst werden muss.28 Dabei ma-
chen gerade die komplexen staatlichen Strukturen ein moralisches Risiko- und Trittbrettfah-
rerverhalten besonders leicht. Nur mit einem interdisziplinären und integriertem polit-öko-
nomischen und sozialwissenschaftlichen Schulungsansatz kann den politischen Akteuren in
BuH verdeutlicht werden, welches Rollenverständnis ein demokratisches Marktsystem erfor-
dert, damit dieses tatsächlich seine Effizienzvorteile entwickeln kann. Hier sind viel weniger
fachliche Spezialkompetenz, als generalistische Kenntnisse gesellschaftlicher und wirtschaft-
licher Zusammenhänge erforderlich, die auch eine besondere Rücksichtnahme auf die spezifi-
schen menschlichen Probleme in BuH beinhalten. All das erfordert Zuwendung und Zeit, über
die auch die Mitarbeiter der internationalen Gemeinschaft angesichts der kumulierenden Pro-
bleme in dieser Welt nur beschränkt verfügen. Darüber hinaus führen auch die außerordentli-
chen Probleme in BuH dazu, dass viele Mitarbeiter frustriert werden und sich dann vermeint-
lich leichter zu bewältigenden Aufgaben anderswo zuwenden.

Zudem sind wohl zu viele internationale Organisationen mit zu vielen recht unterschiedlich
motivierten Mitarbeitern in die Beratung und Verwaltung involviert. Gerade auf der Ebene
der Mitarbeiter dominiert dann häufig die Zielsetzung, die doch so erfolgreichen Komponen-
ten des eigenen Landes als wünschbare Lösung anzubieten – eine Gefahr, die sich wohlinfor-
mierten deutschen Beratern allerdings weitaus weniger stellt, haben die sich doch mittlerweile
daran gewöhnt, dass ihr Land beinahe in allen internationalen Effizienzrankings einen der hin-
teren Plätze einnimmt und damit als Modell wenig tauglich erscheint. Immerhin führt diese
einseitige Prägung oft zu einem eher hinderlichen Wettbewerb und kann ganze Teilprojekte
blockieren. Darüber hinaus wird bei derart motivierten Beratungen viel zu wenig auf die re-
gionalen und lokalen kulturellen Besonderheiten abgestellt, sodass auch die Menschen vor Ort
beginnen, sich nicht richtig behandelt zu fühlen. Insofern wäre es geradezu wünschenswert,
wenn sich in absehbarer Zeit eine vernünftige Arbeitsteilung auf der Ebene der internationa-
len Hilfsorganisationen ergeben würde, sodass die Zahl der involvierten Berater überschauba-
rer wäre.

Wie bereits erwähnt muss mit der Reform des Steuersystems ein institutionelles Design und
die entsprechende Regulierung der Steuerverteilung und eines möglichen Finanzausgleichs
erfolgen, der in Zukunft eine besondere integrative Motivation in Richtung auf die wirtschaft-
lich relativ armen Regionen in der RS ausüben könnte. Eine moderne politische Programm-
planung insbesondere auf der Ebene des Zentralstaats, die Umsetzung einer Reform der Haus-
haltsplanung und -rechnung einschließlich modernen Verwaltungsstrukturen sind alles Maß-
nahmen, die noch einer erheblichen Zeitspanne bedürfen. Neben der Dezentralisierung ist
darüber hinaus einer grundlegenden Reform der sozialen Sicherungssysteme erforderlich,29

                                                
28 Vgl. insbesondere „A Comprehensive Anti-Corruption Strategy for Bosnia and Herzegovina“ unter

http://www.ohr.int/ohr-dept/afd/ac-cor-strat/default.asp?content_id=5240 (08.09.2002).
29 Zu einem pragmatischen Sequencing der Reformmaßnahmen im Transformationsprozess vgl. Peter-

sen/Sowada (2000, S. 40 ff.).
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die in der Föderation BuH und der RS unterschiedlich organisiert sind. Beide Systeme weisen
viel zu hohe Sozialbeiträge auf, die in aller erster Linie für die Flucht vieler Arbeitnehmer in
die Schattenwirtschaft verantwortlich sind. Auch in diesem Bereich ist wieder eine enge Ab-
stimmung mit dem Steuersystem erforderlich, sollen negative Anreizwirkungen insbesondere
für die Arbeitsmärkte vermieden werden. Eine Kombination aus Grundsicherungssystem und
privater Versicherung bei vernünftiger Regulierung und unter Einschluss des internationalen
Versicherungswesens wäre hier ein anzustrebender Lösungsweg.30 Diese vielfältigen Aufga-
benstellungen machen deutlich, dass die Beratung nur dann zu einem Projekterfolg führen
kann, wenn eine umfassende Projektkompetenz auf der einen und ein ausreichender Zeithori-
zont auf der anderen Seite sichergestellt werden kann.

Abschließende Bemerkungen

Nach all den schrecklichen Erfahrungen, welche die Menschen der Region in dem langen
Krieg machen mussten, haben diese sicherlich nicht verdient, dass die „Karawane der inter-
nationalen Berater“ zum nächsten neuen und damit vielleicht interessanteren Beratungsobjekt
weiterzieht. Denn es gibt noch sehr viel in BuH zu tun, und diese Projekte sind vielverspre-
chend auch deswegen, weil hier in Europa das Modell einer multiethnischen und -religiösen
Gesellschaft entstehen kann, in dem in einem effizienten föderalen Regierungssystem eine
friedliches wie materiell erfolgreiches Zusammenleben möglich ist. Natürlich bleibt die indi-
viduelle Kooperation Voraussetzung für eine regionale Reintegration. Dabei spielt die Hoff-
nung, in absehbarer Zeit in die Europäische Gemeinschaft aufgenommen werden zu können,
ein wichtiges integratives Element.

Im übrigen liegen die Probleme, die sich bei dem Wiederaufbau BuHs zeigen, nicht nur im
Lande selbst begründet. Man kann sich nur wundern, dass es nach den vielen Erfahrungen, die
in der Zeit nach dem II. Weltkrieg zahlreiche zum Teil namhafte internationale Organisatio-
nen machen konnten, zunehmend deren mangelhafte Arbeit und offenkundiges Versagen so-
wohl die Entwicklungs- als auch die Transformationsberatung in Misskredit bringen.31 Es gibt
einen unübersehbaren Mangel an integrierten wirtschafts- und sozialpolitischen Beratungs-
konzepten; bisherige Beratungsprojekte sind unzureichend ausgewertet und oft nur schlecht
oder gar nicht dokumentiert. Projekte werden unzureichend definiert, die Projektgrenzen nicht
festgelegt, sodass sich überschneidende Kompetenzen ergeben, die dann wiederum nicht hin-
reichend koordiniert werden, was zu einem teilweise unlauteren Wettbewerb führt, welcher
wiederum das Vertrauen der Beratungsempfänger in die Kompetenz der Beratungsgeber un-
terminiert. Es sind oft einfach zu viele Institutionen involviert, wobei das Verhältnis zwischen
notwendiger Kooperation und Wettbewerb völlig unausgewogen ist. Häufig dominieren die
Eigeninteressen der involvierten Berater.

Darüber hinaus ist im internationalen Kontext der Entwicklungshilfe und Zusammenarbeit mit
den Transformationsstaaten der Weg über eine ausschließliche Finanzierungszusammenarbeit
(FZ) ein Weg in die Sackgasse. Vordringlich ist hier eine gesellschafts- und wirtschaftspoliti-
sche Beratung im Sinne der Technischen Zusammenarbeit (TZ). Sofern eine FZ unabdingbar
sein sollte, ist über klare Konditionierungen der Projekterfolg sicherzustellen; anderenfalls
drohen die Fördermittel in dunklen Kanälen zu versickern. Die Kombination aus TZ und kon-
ditionierter FZ eröffnet zudem die Möglichkeit, auch das notwendige politische Druckpotenti-

                                                
30 Vgl. hierzu Petersen/Raffelhüschen (2000).
31 Aus dieser Sicht ist einiges, was von Attac und anderen zum Teil militanten NGOs vorgetragen wird, zu-

mindest verständlich; vgl. Petersen (2003).
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al bei der Umsetzung der Beratungsprojekte zu entfalten. Denn Entwicklungs- und Transfor-
mationsberatung kann keine diplomatische Aufgabe sein, bleibt doch die Umsetzung harter
politischer Konsolidierungsprozesse erforderlich, der sich Politiker in aller Welt gerne entzie-
hen.

Ferner stellt sich gerade in BuH die Frage, ob der in Dayton eingeschlagene Weg eines ge-
meinsamen Staates BuH tatsächlich der richtige Weg ist, obwohl bei selbstbestimmter politi-
scher Entscheidung zumindest viele Serben eine andere Richtung einschlagen würden. Natür-
lich verblieben dann wiederum etliche „ethnische Inseln“ in einem dann serbisch, kroatisch
oder bosnisch bestimmten regionalen Umfeld, was die Risiken für erneute „Säuberungsaktio-
nen“ erhöhen würde. In jedem Fall müssten diese Probleme nach den Wahlen im Herbst end-
lich auf der internationalen Ebene, aber auch in der Öffentlichkeit in BuH diskutiert werden.
Allein die Skalenvorteile eines größeren Landes zählen nur noch sehr begrenzt, seit sich Ser-
bien und Montenegro im Frühjahr 2002 auf einen Staatsvertrag geeinigt haben, der auch
Montenegros Weg in die Unabhängigkeit beinhaltet, wobei dieser Staat lediglich knapp
700.000 Einwohner hätte. Zusammen zwingen, was nicht zusammen leben will – das dürfte
sicherlich keine Perspektive für eine friedvolle Zukunft eröffnen.

Angesichts des häufigen Versagens der internationalen Organisationen in der wirtschaftspoli-
tischen Beratung eröffnen sich gerade den deutschen Beratungsinstitutionen hervorragende
Perspektiven. Da deutsche Beratung nicht unter dem Verdacht steht, einseitig neoliberale Mo-
dellansätze zu verfolgen und vor allem auf den Erfahrungen eines vielleicht nicht immer effi-
zienten, aber doch bewährten föderalen Systems aufbaut, trifft sie zunehmend auf einen grö-
ßeren Vertrauensvorschuss. Man sollte sich also keineswegs auf eine internationale Arbeits-
teilung derart einlassen, dass beispielsweise FZ und „hochwertige“ politische TZ ausschließ-
lich dem Internationalen Währungsfonds und der Weltbank überlassen werden sollten, da
dann neben einer ideologischen Einseitigkeit in noch viel stärkerem Maße eine kulturelle
Verarmung in der Beratung einzutreten droht.
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